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I. Zum Inhalt des Gesetzes 

Bisher ist das im Jahr 2003 in Kraft getretene Energiestatistikgesetz (EnStatG) 
die nationale Rechtsgrundlage für die amtliche Energiestatistik, soweit sie von 
den statistischen Ämtern des Bundes und der Länder durchgeführt wird. Wegen 
der deutlich veränderten Rahmenbedingungen auf den nationalen und 
internationalen Energiemärkten - insbesondere auf den Elektrizitäts- und Gas-
märkten - können mit den bisher erhobenen Daten die Entwicklungen jedoch 
nicht mehr adäquat abgebildet werden. 

So wurden z. B. mit dem Energiekonzept zur Umsetzung der Energiewende 
verschiedene qualitative und quantitative Zielsetzungen vorgegeben. Gleich-
zeitig wurde der Monitoring-Prozess "Energie der Zukunft" gestartet.  

In seiner jetzigen Form wird das EnStatG daher dem Datenbedarf für eine 
moderne Energiepolitik nicht mehr gerecht. Erforderlich ist deshalb eine 
Novellierung der gesetzlichen Grundlagen für die amtliche Energiestatistik in 
Form einer Anpassung sowohl an die veränderten Marktbedingungen als auch 
an den veränderten Datenbedarf zur Erfüllung nationaler und internationaler 
Berichtspflichten. 

Mit dem vorliegenden Gesetz werden verwendete Merkmale, Begrifflichkeiten, 
Periodizitäten und Berichtskreise den aktuellen Gegebenheiten angepasst, 
sofern dies aufgrund von inter- bzw. supranationalen Verpflichtungen oder im 
Rahmen des Monitorings zur "Energie der Zukunft" erforderlich ist. Zur 
Steigerung der Flexibilität, um zeitnah auf Veränderungen im Energiebereich 
reagieren zu können, ist eine Verordnungsermächtigung vorgesehen. Diese 
ermächtigt die Bundesregierung, Berichtskreise, Merkmale und Erhebungs-
häufigkeit einzelner Statistiken zu ändern. 

Der Bundesrat hatte den ursprünglichen Gesetzentwurf der Bundesregierung in 
seiner Sitzung am 4. November 2016 beraten und in seiner Stellungnahme unter 
anderem gefordert, dass auch Erhebungen über Mineralöl und Mineral-
ölerzeugnisse eingeführt werden. Der Deutsche Bundestag hat diese 
Forderungen des Bundesrates im Wesentlichen in das Gesetz übernommen. 
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II. Empfehlung des Wirtschaftsausschusses 

Der Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, zu dem Gesetz einen 
Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes nicht zu stellen. 


